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SATZUNG 
 

des Fisch-Informationszentrums e.V. (FIZ) 

 

 

 

Beschlossen in der Gründungsversammlung am 16.7.1997 und in der Fortsetzungs-
Gründungsversammlung am 13.11.1997, geändert in den Mitgliederversammlungen am 
05.04.2005, 3.4.2008, 27.3.2019 und 03.07.2026. 
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§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 
(1) Der Verein trägt den Namen „Fisch-Informationszentrum e.V. (FIZ)“. 

(2) Sitz des Vereins ist Hamburg. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck 
Der Verein hat die Aufgabe, die Öffentlichkeitsarbeit für Fisch, Krebs- und Weichtiere und 
Erzeugnisse daraus zu fördern und die damit im Zusammenhangstehenden Interessen 
seiner Mitglieder zu vertreten. 

§ 3 Mitgliedschaft 
(1) Die ordentliche Mitgliedschaft steht jeder natürlichen oder juristischen Person 

offen, die in der Fischwirtschaft tätig ist. 

(2) Ordentliche Mitglieder werden einem der beiden folgenden Mitgliederkreise 
zugeordnet. 

a. Marktaktive Mitglieder 

Marktaktive Mitglieder können natürliche oder juristische Personen sein, die 
gewerblich in der Fischwirtschaft tätig sind und deren Tätigkeit unmittelbar auf 
die fischereiliche Gewinnung und Erzeugung, Produktion, Verarbeitung, den 
Import, den Handel, den Vertrieb oder die gastronomische Verarbeitung und 
Abgabe von Fisch, Krebs‑ und Weichtieren sowie Erzeugnissen daraus 
gerichtet ist. 

b. Marktnahe Mitglieder 

Marktnahe Mitglieder können natürliche oder juristische Personen sein, die 
kommerziell, institutionell oder strukturell in der Fischwirtschaft oder 
fischwirtschaftsnahen Bereichen tätig sind, deren Tätigkeit jedoch nicht 
unmittelbar marktaktiv ausgerichtet ist. 

(3) Andere natürliche oder juristische Personen, einschließlich Angestellten, 
Selbstständige und Privatpersonen, können die fördernde Mitgliedschaft 
erwerben. 

§ 4 Anträge für die Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft ist schriftlich bei der Geschäftsstelle zu beantragen. 

(2) Über Anträge auf Erwerb der Mitgliedschaft und die Zuordnung zu einem 
Mitgliederkreis entscheidet der Vorstand. 
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(3) Wird die Aufnahme abgelehnt, so steht dem Antragsteller die Anrufung der Mitglie-
derversammlung offen. 

§ 5 Rechte der Mitglieder 
(1) Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. In den Organen des Vereins nehmen 

sie ihre Rechte durch die in Absatz 2 genannten Personen wahr. 

(2) Nur Inhaber, gesetzliche oder bevollmächtigte Vertreter eines ordentlichen 
Mitglieds können in den Vorstand und die Ausschüsse gewählt werden. 

(3) Fördermitglieder haben keine Stimmrechte und können nicht in den Vorstand und 
die Ausschüsse gewählt werden. Sie haben jedoch das Recht zur Teilnahme an 
den Mitgliederversammlungen und können von der Versammlung ohne 
Stimmrecht gehört werden. 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft mit sechsmonatiger Frist zum 31. Dezem-

ber schriftlich kündigen. 

(2)  Die Mitgliedschaft endet mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Voraussetzungen für die Mitgliedschaft dauerhaft entfallen sind. Das Mitglied ist 
verpflichtet, den Wegfall unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Unterbleibt die 
Anzeige, ist der Zeitpunkt der Kenntniserlangung durch den Verein maßgeblich. 

(3) Die Mitgliedschaft endet nicht, wenn das Unternehmen durch Rechtsgeschäfte 
oder Rechtsnachfolge auf neue Inhaber übergeht. Dem Erwerber steht das Recht 
zu, innerhalb eines Monats die Mitgliedschaft zu kündigen. Sie endet in diesem Fall 
zum Ablauf des Kalenderjahres. 

(4) Mitglieder können ausgeschlossen werden: 

a. bei grober Verletzung der Satzung, 

b. bei Nichtbezahlung der Beiträge und Entgelte trotz schriftlicher Mahnung. 

(5) Der Vorstand beschließt über den Ausschluss. Der Beschluss wird dem Mitglied 
an die letzte bekannte Adresse schriftlich mitgeteilt. Gegen den Beschluss steht 
die Berufung an die Mitgliederversammlung offen, die innerhalb von 14 Tagen nach 
der Mitteilung in Schriftform erfolgen muss. Der Betroffene bleibt solange Mitglied, 
bis die Mitgliederversammlung endgültig entscheidet. 

(6) Die Beendigung der Mitgliedschaft befreit nicht von der Erfüllung etwa noch be-
stehender Verpflichtungen gegenüber dem Verein. Ein Anspruch der Mitglieder auf 
das Vereinsvermögen besteht nicht. 

§ 7 Organe des Vereins 
(1) Organe des Vereins sind: 
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a. die Mitgliederversammlung, 

b. der Vorstand, 

c. die Ausschüsse. 

(2) Über jede Sitzung eines Organs ist eine Niederschrift zu führen. Diese ist vom je-
weiligen Vorsitzenden zu unterzeichnen. 

§ 8 Die Mitgliederversammlung 
(1) Eine Versammlung ist beschlussfähig, wenn die formgerechte Einladung 

festgestellt wird.  

(2) Entscheidungen erfolgen mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen, gültigen 
Stimmen. Stimmenthaltungen und nicht abgegebene Stimmen werden nicht 
mitgezählt und bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Betracht. 

(3) Satzungsänderungen bedürfen einer Dreiviertelmehrheit der abgegebenen, 
gültigen Stimmen. Sie müssen auf der Tagesordnung angesetzt sein. 

(4) Sofern die Mitglieder nicht selbst anwesend sind, können sie ihre Rechte auf der 
Mitgliederversammlung durch Bevollmächtigte vertreten lassen.  

(5) Eine Mitgliederversammlung muss mindestens einmal jährlich stattfinden. Sie soll 
innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Kalenderjahres stattfinden. Die 
Mitglieder sind mindestens 14 Tage vor der Abhaltung der Versammlung schriftlich 
unter Beifügung der Tagesordnung einzuladen. Weitere Versammlungen sind 
einzuberufen, wenn dies vom Vorstand beschlossen wird oder 30 v.H. der 
Mitglieder dies verlangen. 

(6) Anträge, die Mitglieder in der Mitgliederversammlung zu stellen beabsichtigen, 
sollen drei Tage vor der Versammlung bei der Geschäftsstelle schriftlich 
eingereicht sein. Über Anträge, die nicht innerhalb dieser Frist angekündigt sind, 
kann nur abgestimmt werden, wenn die Mehrheit dies beschließt. 

(7) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für: 

a. Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung; 

b. Festlegung der Aktivitäten der Interessenvertretung; 

c. die Wahl des Vorstandes; 

d. die Einsetzung von Ausschüssen und die Wahl ihrer Mitglieder, mit 
Ausnahme solcher Ausschüsse, die der Vorstand aus seinen Reihen bildet; 

e. die Wahl eines Rechnungsprüfers, der im Vorstand kein Amt bekleiden darf 
und diese Tätigkeit maximal 2 Jahre in Folge ausüben sollte; 

f. die Genehmigung des Geschäfts- und Kassenberichtes über das 
vergangene Geschäftsjahr; 
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g. die Entlastung des Vorstandes, der Geschäftsführung und des Rechnungs-
prüfers; 

h. die Genehmigung des Haushaltsplans für Verwendung von 
Mitgliedsbeiträgen und die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge; 

i. die Änderung der Satzung; 

j. die Auflösung des Vereins; 

k. die sonstigen ihr in dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben. 

(8) Abweichend von den Regelungen des Absatzes (7), sind folgende Tätigkeiten 
ausschließlich dem Kreis der marktaktiven Mitglieder vorbehalten: 

a. Festlegung der Aktivitäten der Öffentlichkeitsarbeit, 

b. Genehmigung des Haushaltsplans für Verwendung der Entgelte für 
Öffentlichkeitsarbeit und die Festsetzung der Entgelte. 

c. Die Aussprache und Beschlussfassung hierüber findet in der Regel im 
Rahmen der regulären Mitgliederversammlung statt und den übrigen 
Mitgliedern ist die Möglichkeit zur stimmrechtslosen Anhörung zu 
gewähren. 

(9) Wahlen und Abstimmungen können offen, insbesondere durch Handzeichen, oder 
in anderer geeigneter Form durchgeführt werden. Die Art der Abstimmung oder 
Wahl bestimmt der Präsident, sofern die Versammlung nicht mit einfacher 
Mehrheit eine andere Abstimmungs‑ oder Wahlmethode beschließt. 

(10) Über jede Mitgliederversammlung ist eine vom Vorsitzenden und 
Geschäftsführer / Schriftführer zu unterzeichnende Niederschrift aufzunehmen 
und den Mitgliedern innerhalb von 6 Wochen zuzusenden. 

(11) Mitgliederversammlungen können auch in hybrider oder digitaler Form 
einberufen werden, bei denen Mitglieder ganz oder teilweise ohne physische 
Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen Kommunikation 
teilnehmen und ihre Mitgliederrechte ausüben. In der Einladung ist anzugeben, 
wie die Ausübung der Rechte, insbesondere Rede‑, Antrags‑ und Stimmrecht, im 
Wege der elektronischen Kommunikation erfolgt. 

(12) Beschlussfassungen und Wahlen können im Rahmen digitaler oder 
hybrider Mitgliederversammlungen auch unter Einsatz elektronischer 
Abstimmungs‑ und Wahlsysteme durchgeführt werden.  

(13) Die Beschlussfassung ohne Mitgliederversammlung ist zulässig, wenn die 
Mitglieder hierzu mit einer Frist von 14 Tagen zur Abgabe ihrer Stimme unter 
Vorlage einer schriftlichen Beschlussvorlage aufgefordert werden. 
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§ 9 Der Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus höchstens elf Personen. Neun Personen werden aus 

dem Kreis der marktaktiven Mitglieder gewählt, wobei drei Personen jeweils durch 
die Mitglieder der Sparte A und je zwei Personen aus der Sparte B, C und D gewählt 
werden. Zwei Personen werden aus dem Kreis der marktnahen Mitglieder gewählt. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden auf die Dauer von zwei Jahren gewählt und 
bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein Mitglied im 
Laufe seiner Amtsperiode aus, so ist in der nächsten Mitgliederversammlung ein 
neues Mitglied zu wählen. 

(3) Der Vorstand wählt aus seinen Reihen das Präsidium und bestimmt hierzu den 
Präsidenten sowie zwei Vizepräsidenten.  

(4) Vorstand im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches ist das Präsidium. Je zwei von 
ihnen sind gemeinsam vertretungsberechtigt. Die Mitglieder des Präsidiums sind 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

(5) Der Vorstand nimmt nach Maßgabe der Satzung und der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung insbesondere Aufsichts‑, Kontroll‑ und 
Repräsentationsaufgaben wahr; hierzu zählen die Repräsentation des Vereins 
nach außen, insbesondere im Rahmen der Interessenvertretung und 
Öffentlichkeitsarbeit, die Aufsicht über die Geschäftsführung sowie die Kontrolle 
der Einhaltung der von der Mitgliederversammlung beschlossenen Haushalts‑ und 
Aktivitätenplanungen. 

(6) Der Vorstand wirkt als vermittelndes und ausgleichendes Organ bei 
unterschiedlichen Interessenlagen innerhalb des Vereins. Er hat dabei die 
Aufgabe, widerstreitende Interessen der Mitglieder und Mitgliederkreise 
abzuwägen, zu moderieren und konsensfähige Lösungen vorzubereiten. 

(7) Die Zusammensetzung des Vorstands trägt dem Ziel einer ausgewogenen 
Vertretung aller Mitgliederkreise Rechnung. Der Vorstand nimmt seine Aufgaben 
insbesondere im Interesse der Gesamtorganisation wahr und versteht sich als 
moderierendes und koordinierendes Organ zwischen den Mitgliedern, 
Ausschüssen und der Mitgliederversammlung. 

(8) In wichtigen Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden, ist der Vorstand 
berechtigt, Maßnahmen zu treffen. 

(9) Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Präsident.  

(10) Der Präsident beruft alle Vorstandssitzungen sowie alle 
Mitgliederversammlungen ein. Er leitet diese Sitzungen. 

(11) Auf Verlangen von mindestens zwei Vorstandsmitgliedern ist eine 
Vorstandssitzung einzuberufen. 
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§ 10 Ausschüsse 
(1) Zur Bearbeitung und Vorbereitung bestimmter Aufgaben und Themen können 

durch Beschluss der Mitgliederversammlung oder des Vorstands Ausschüsse 
eingerichtet werden. 

(2) Ausschüsse haben ausschließlich beratende Funktion. Sie treffen keine 
eigenständigen Entscheidungen. Ihre Aufgabe ist es insbesondere, Sachverhalte 
zu bearbeiten und Beschlussvorlagen sowie Empfehlungen für den Vorstand 
und/oder die Mitgliederversammlung zu erarbeiten. 

(3) Die Aufgaben, der Arbeitsauftrag und – soweit erforderlich – die Dauer der Tätigkeit 
eines Ausschusses werden durch das jeweils einsetzende Organ festgelegt. 

(4) In Ausschüssen und Arbeitsgruppen können ausschließlich Mitglieder des Vereins 
mitwirken. Die Hinzuziehung externer Gäste oder Sachverständiger als Experten 
ist zulässig; diesen kommt kein Stimm‑ oder Entscheidungsrecht zu. 

§ 11 Die Geschäftsführung 
(1) Zur Erledigung der laufenden Geschäfte kann eine Geschäftsführung eingerichtet 

werden. Der Geschäftsführung obliegen insbesondere die Leitung der 
Geschäftsstelle, die Wahrnehmung sämtlicher Personalangelegenheiten sowie 
die laufende organisatorische, administrative und kaufmännische Verwaltung des 
Vereins. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

(2) Die Geschäftsführung wird auf Vorschlag des Präsidenten vom Präsidium berufen. 
Die Berufung bedarf der Bestätigung durch den Vorstand. Die Anstellungsverträge 
mit der Geschäftsführung schließt der Präsident im Einvernehmen mit dem 
Präsidium ab. 

(3) Die Aufgaben der Geschäftsführung können ganz oder teilweise auf den 
Bundesverband der deutschen Fischindustrie und des Fischgroßhandels e.V. im 
Wege eines Geschäftsbesorgungsvertrages übertragen werden. Das Präsidium 
wird ermächtigt, einen entsprechenden Vertrag abzuschließen und darin 
insbesondere Umfang, Dauer, Vergütung, Verantwortlichkeiten sowie Weisungs‑ 
und Kontrollrechte festzulegen. 

§ 12 Beiträge und Entgelte 
(1) Alle Mitglieder zahlen einen Mitgliedsbeitrag. 

(2) Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Beitragsordnung. 

(3) Die Beitragsordnung regelt die Einzelheiten zur Erhebung von Mitgliedsbeiträgen 
der ordentlichen Mitglieder und Fördermitglieder. 

(4) Alle Mitglieder, die dem Kreis der marktaktiven Mitglieder zugeordnet sind, zahlen 
ein Entgelt für Öffentlichkeitsarbeit. 
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(5) Der Kreis der marktaktiven Mitglieder entscheidet über die Entgeltordnung. 

(6) Die Entgeltordnung regelt die Einzelheiten zur Erhebung von Entgelten für die 
Öffentlichkeitsarbeit der marktaktiven Mitglieder. 

§ 13 Rechnungslegung 
(1) Die Geschäftsführung ist für die ordnungsgemäße Rechnungslegung des Vereins 

verantwortlich. 

(2) Der Vorstand nimmt die Aufsicht über die Rechnungslegung wahr. 

(3) Der Mitgliederversammlung sind für jedes Geschäftsjahr eine Einnahmen‑ und 
Ausgabenübersicht sowie eine Vermögensübersicht vorzulegen; der 
Jahresabschluss ist durch einen Rechnungsprüfer zu prüfen und das Ergebnis der 
Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

§ 14 Auflösung 
(1) Über die Auflösung des Vereins entscheidet die Mitgliederversammlung. 

(2) Zur Annahme des Beschlusses auf Auflösung ist eine Mehrheit von drei Vierteln 
der abgegebenen, gültigen Stimmen erforderlich. 

(3) Diese Mitgliederversammlung hat über die Verwendung des Vereinsvermögens zu 
entscheiden. 


